
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 23.02.2026 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 024/611-1/2026/3 

Vorlage: 024/2026/0018 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Gemeinderat Guntersblum 12.03.2026 4 Öff.    

Ausschuss für Bauwesen und 
Liegenschaften Guntersblum 

13.04.2026 5 Öff.    

Gemeinderat Guntersblum 23.04.2026 10.1 Öff.    

 
    

 
Guntersblum; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Außerhalb; Flur 5, Flurstück 7/3  
Fristende: 13.04.2026 
Errichtung Kleinwindkraftanlage (Gesamthöhe von 49,5 m) 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zur vorliegenden Bauvoran-
frage. 
 
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Klassen)  (Livingston)     
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter     
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 

• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da Baugenehmigungsbe-
hörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die Gemeinde in ihrer Pla-
nungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung die Beteiligung im Ge-
nehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn das 
zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. Beschlussfassungen, 
verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht zulässig; infolgedessen gilt 
als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des § 36 BauGB als nicht erteilt! 
Fristende 13.04.2026. 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand der Bauvoranfrage ist die Errichtung einer Kleinwindkraftanlage mit einer Ge-
samthöhe von 49,5 m. 
 
Das Grundstück befindet sich im Außenbereich der Gemarkung Guntersblum, die baurechtli-
che Beurteilung erfolgt nach § 35 BauGB. Der Tatbestand einer landwirtschaftlichen Privile-
gierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB liegt vor. Öffentliche Belange stehen dem Vorhaben 
nicht gegenüber. 
Im wirksamen Flächennutzungsplan 2030 ist das Grundstück als Fläche für die Landwirtschaft 
dargestellt. Darüber hinaus liegt es innerhalb einer bestehenden Ausgleichsfläche sowie im 
Regionalen Grünzug. 
 
Die geplante Windenergieanlage dient nach den vorgelegten Unterlagen überwiegend der Ei-
genstromversorgung des bestehenden Betriebes. Sie steht in unmittelbarem funktionalem Zu-
sammenhang mit der landwirtschaftlichen Nutzung und ist hinsichtlich Leistung und Dimensi-
onierung auf den betrieblichen Bedarf abgestimmt. Eine etwaige Einspeisung überschüssiger 
Energie in das öffentliche Netz erfolgt lediglich untergeordnet. 
Eine Zersiedelung oder zusätzliche Außenbereichsnutzung wird durch das Vorhaben nicht be-
gründet, da die Anlage im räumlichen Zusammenhang mit dem bestehenden Hofstandort er-
richtet werden soll. Die Bodeninanspruchnahme beschränkt sich im Wesentlichen auf das Fun-
dament sowie die erforderliche Zuwegung. 
 
Hinsichtlich der Lage im Regionalen Grünzug ist zu berücksichtigen, dass privilegierte Vorha-
ben sowie Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer Energien dort grundsätzlich zulässig sein kön-
nen, sofern sie standortgebunden sind und keine zumutbaren Alternativstandorte bestehen. 
Aufgrund des funktionalen Zusammenhangs mit dem bestehenden Betrieb ist von einer 
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betrieblichen Standortbindung auszugehen. Die abschließende raumordnungsrechtliche Prü-
fung obliegt der zuständigen Fachbehörde. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrliche und technische Erschließung ist über die vorhandene Hofzufahrt sowie die 
bestehende betriebliche Infrastruktur gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus. 
 
 
 
  
 
 


